














































D97/55-21 

Argumentationspapier zur Geschwisterkindregelung:  

 

Nach § 17 Abs. 2 S. 1 KitaG sind die Elternbeiträge nach der Zahl der 

unterhaltsberechtigten Kinder zu staffeln. Demnach ist eine Absenkung der Elternbeiträge 

für Mehr-Kind-Familien erforderlich. Nach der Rechtsprechung des OVG Berlin-

Brandenburg darf die Geschwisterkind-Regelung nicht lediglich zwischen einem und 

mehreren Kindern unterscheiden (OVG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 06.10.2017, 6 B 1.17, 

juris, Rn. 17; Urt. v. 22.05.2019, 6 A 6.17, juris, Rn. 39). Um eine angemessene Entlastung 

kinderreicher Familien zu erreichen, unterscheidet die Beitragstabelle Familien mit bis zu 

fünf Kindern.  

Zu Gunsten des Satzungsgebers besteht ein Gestaltungsspielraum, welche Schwerpunkte 

er bei der Ausgestaltung der Geschwisterkind-Regelung setzen möchte. Daher werden 

vorliegend Abstufungen von 10 % und 20 % vorgeschlagen, wobei beide Staffelungen den 

Vorgaben der Sozialverträglichkeit genügen.  

 

Für die 10 %-Variante sprechen folgende Aspekte: 

-  geringere Abstufung verbunden mit einem größeren Einnahmepotential 

-  größere Praktikabilität der Elternbeiträge auch für 5-Kind-Familien mit geringem 

Einkommen, insb. im Hort 

-  entspricht der bisherigen Staffelung (§ 6 Abs. 3 der Kita-Satzung) 

 

Für die 20 %-Variante sprechen folgende Aspekte: 

-  größere Sozialverträglichkeit  

- höhere Akzeptanz bei den Eltern 

-  Anlehnung an die Empfehlungen des Landes Brandenburg (MBJS) 

-  für 5-Kind-Familien mit geringem Einkommen insb. im Hort größerer Bereich von 

sehr geringen Beiträgen (tw. lediglich 1,- €) 

 

Bestensee, 24.02.2021 
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Satzung der Gemeinde Bestensee  

zur Benutzung der kommunalen Kindertagesstätten,  

zur Inanspruchnahme von Kindertagesbetreuung  

sowie zur Erhebung und zur Höhe der Betreuungsgebühren 

 

- Kita-Satzung - 

 

 

 

Präambel 

 

Auf der Grundlage der 

 

-   §§ 2, 3 und 28 Abs. 2 S. 1 Nr. 9 der Kommunalverfassung des Landes Bran-

denburg (BbgKVerf); 

-  §§ 90 Abs. 1, 97 a Achtes Buch des Sozialgesetzbuches (SGB VIII) – Kinder- 

und Jugendhilfe; 

-  § 17 des Zweiten Gesetzes zur Ausführung des Achten Buches des Sozialge-

setzbuches - Kinder- und Jugendhilfe - (Kindertagesstättengesetz des Landes 

Brandenburg - KitaG);  

-  Kita-Beitragsbefreiungsverordnung (KitaBBV) 

 

in der jeweils geltenden Fassung 

 

hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Bestensee in ihrer Sitzung vom 

XX.XX.2021 folgende Satzung beschlossen: 

 

 

§ 1 Geltungsbereich 
 
 
(1)  Für die Inanspruchnahme eines Platzes in einer Kindertagesstätte in Träger-

schaft der Gemeinde Bestensee werden Elternbeiträge entsprechend § 17 Ki-
taG des Landes Brandenburg nach Maßgabe dieser Kita-Satzung erhoben.  

 
(2)  Die Gemeinde Bestensee betreibt Kindertagesstätten in Form von Kinderkrip-

pen, Kindergärten und Horte als öffentliche Einrichtungen.  
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(3) Darüber hinaus gewährleistet die Gemeinde Bestensee im Auftrag des örtli-
chen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe (hier: Landkreis Dahme-Spreewald) 
Angebote in der Kindertagespflege. Die Beiträge für die Inanspruchnahme der 
Kindertagespflege richten sich nach der Kindertagespflegebeitragssatzung 
des Landkreises Dahme-Spreewald in der jeweils geltenden Fassung. Die Bei-
tragserhebung erfolgt durch die Gemeinde Bestensee.  

 
(4)  Für die Versorgung der Kinder mit Mittagessen im Krippen- und Kindergarten-

bereich haben die Kostenbeitragspflichtigen einen Zuschuss zu zahlen. Die 
Regelung zur Erhebung des Essengeldes ist Bestandteil dieser Kita-Satzung 
(§ 10).  

 
 
 

§ 2 Aufnahme von Kindern 
 
 
(1)  Vorrang bei der Aufnahme in die Kindertagesstätten der Gemeinde Bestensee 

genießen die Kinder der Wohnortgemeinde Bestensee. Soweit ausreichend 
freie Plätze vorhanden sind, können bei Vorliegen des Rechtsanspruches 
auch Kinder aus anderen Gemeinden des Landes Brandenburg aufgenommen 
werden. Die Bereitstellung eines konkreten Platzes in der gewünschten Ein-
richtung für ein Kind aus einer anderen Gemeinde kann durch die Gemeinde 
Bestensee abgelehnt werden, sofern ansonsten die Rechtsanspruchserfüllung 
für gemeindeangehörige Kinder nicht vorrangig sichergestellt werden kann, 
weil keine geeigneten Plätze (entsprechende Altersgruppe des Kindes oder 
spezifischer Betreuungsbedarf) mehr in der gewünschten Einrichtung tatsäch-
lich vorhanden oder verfügbar sind (Kapazitätserschöpfung).  

 
(2)  Vor Aufnahme eines Kindes aus einer anderen Gemeinde muss der Gemein-

de von der zuständigen Wohnortgemeinde eine Bestätigung des Rechtsan-
spruches sowie eine Bestätigung der Kostenübernahme vorgelegt werden.  

 
(3)  Die Anmeldung zur Betreuung eines Kindes in einer Kindertagesstätte in der 

Gemeinde Bestensee oder in einer Tagespflegestelle erfolgt durch schriftliche 
Antragstellung der Personensorgeberechtigten/Eltern frühestens mit der Ge-
burt des Kindes bei der Gemeinde Bestensee.  

 
(4)  Die Aufnahme des Kindes erfolgt bei Vorliegen des Rechtsanspruches als  
 

Kinderkrippenkind –  Kinder bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres 
Kindergartenkind –  Kinder vom vollendeten 3. Lebensjahr bis zum 
   Schuleintritt 
Hortkind  –  Kinder ab Schuleintritt, je nach Rechtsanspruch  

 
(5)  Voraussetzung für die Aufnahme eines Kindes in einer Kindertagesstätte ist 

der Abschluss eines Betreuungsvertrages zwischen der Gemeinde Bestensee 
und den Personensorgeberechtigten des Kindes mit Festlegung des verein-
barten Betreuungsumfangs unter Berücksichtigung des festgestellten Rechts-
anspruchs.  
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(6) Die Neuaufnahme eines Kindes erfolgt in der Regel zum 1. eines Monats, so-
fern freie Betreuungskapazitäten zur Verfügung stehen. Bei einem Wechsel 
des Kindes aus dem Kindergartenbereich in den Hort ist der Neuabschluss ei-
nes Betreuungsvertrags nach vorheriger Antragstellung bei der Gemeindever-
waltung Bestensee erforderlich.  

 
 
 

§ 3 Betreuungsumfang 
 
 
(1) Die Inanspruchnahme des Betreuungsumfangs richtet sich nach dem tatsäch-

lichen Bedarf, der auf der Grundlage des Rechtsanspruchs ermittelt wird. 
 
(2) Folgende Staffelungen der Betreuungszeiten sind für die Beitragsfestsetzung 

maßgebend: 
 

- Krippe/Kindergarten: 
Täglicher Betreuungsumfang  wöchentlicher Betreuungsumfang 
bis 4 Stunden    bis 20 Stunden, 
bis 6 Stunden    bis 30 Stunden, 
bis 8 Stunden    bis 40 Stunden, 
bis 10 Stunden und mehr  bis 50 Stunden und mehr, 
 
 

- Hort: 
Täglicher Betreuungsumfang  wöchentlichen Betreuungsumfang 
bis 2 Stunden    bis 10 Stunden, 
bis 3 Stunden    bis 15 Stunden, 
bis 4 Stunden    bis 20 Stunden, 
bis 5 Stunden    bis 25 Stunden, 
bis 6 Stunden    bis 30 Stunden, 
 

 
 Sollte ein wöchentlicher Betreuungsumfang für die Kinderbetreuung maßgeb-

lich sein, ist ein fester Wochenturnus mit den pädagogischen Fachkräften zu 
vereinbaren (Betreuungszeiten an den einzelnen Wochentagen; Bring- und 
Abholzeiten). 

 
(3)  Änderungen des Betreuungsumfangs müssen von den Personensorgeberech-

tigten in der Regel bis zum 10. des Vormonats beantragt werden. Der geän-
derte Betreuungsumfang wird in einer Änderung zum Betreuungsvertrag fest-
gelegt. Die Änderung wird in der Regel mit Beginn des der Neuregelung nach-
folgenden Monats wirksam.  

 
(4) Während eventuell festgelegter Sommer-Schließzeiten einer Kindertagesstätte 

der Gemeinde Bestensee prüft die Gemeinde auf Antrag der Eltern, ob eine 
Betreuung in einer anderen Kindertagesstätte möglich ist. Es besteht kein An-
spruch auf Betreuung in einer bestimmten Kindertagesstätte. Zum Jahres-
wechsel bleiben die Kindertagesstätten geschlossen. 
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(5) Pro Kita-Jahr kann es in jeder Kindertagesstätte der Gemeinde Bestensee 
einen betreuungsfreien Tag zum Zwecke der Fortbildung des pädagogischen 
Personals geben. 

 
(6) Die Schließzeiten der Kindertagesstätten sollen bis spätestens 31. Oktober 

des Vorjahres bekannt gegeben werden. 
 
 
 

§ 4 Elternbeitragspflichtige  
 
 
(1) Elternbeitragspflichtig nach § 17 Abs. 1 Kita-Gesetz sind die Personensorge-

berechtigten. Mehrere Elternbeitragspflichtige haften als Gesamtschuldner. 
 
 
(2) Leben Kinder in einem Wechselmodell, so sind beide personensorgeberech-

tigten Elternteile unabhängig voneinander, je nach der eigenen familiären Si-
tuation und wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit zu berücksichtigen. Der Beitrag 
wird je Elternbeitragspflichtigem anteilig entsprechend ihres Betreuungsan-
teils, der Anzahl der jeweils unterhaltsberechtigten Kinder und ihres anrech-
nungsfähigen Netto-Einkommens erhoben. Im Betreuungsvertrag ist festzule-
gen, wessen Einkommen des personensorgeberechtigten Elternteils und in 
welchem prozentualen Umfang zu berücksichtigen ist. Trennen sich die Eltern 
erst nach Abschluss des Betreuungsvertrages, ist dieser entsprechend anzu-
passen. 

 
 
 

§ 5 Entstehung der Elternbeitragspflicht  
 
 
(1)  Ab dem vertraglich vereinbarten Tag der Aufnahme des Kindes in die Einrich-

tung besteht die Elternbeitragspflicht. Der Elternbeitrag wird unabhängig von 
der tatsächlichen Anwesenheit des Kindes erhoben, d.h. insbesondere im Zeit-
raum der Schließung der Kindertagesstätten, bei Urlaub des Kindes sowie in 
den Schulferien. Die Beitragspflicht besteht auch während der Eingewöh-
nungszeit. 

 
(2) Erfolgt die Aufnahme vor dem 15. eines Monats, wird der volle Elternbeitrag 

erhoben. Erfolgt die Aufnahme nach dem 15. eines Monats, wird der hälftige 
Betrag fällig. 

 
(3) Die Elternbeiträge und das Essengeld werden für 12 Monate erhoben. Der 

Elternbeitrag ist bis zum 10. eines Monats fällig.   
 
(4) Die Elternbeitragspflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem das Betreuungs-

verhältnis endet. 
 
(5) Die Elternbeiträge werden als Gebühr erhoben. Die Festsetzung erfolgt durch 

einen Gebührenbescheid. 
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§ 6 Freistellung von Elternbeiträgen 
 
 

(1) Gesetzliche Bestimmungen, wonach für die Betreuung und Förderung von 
Kindern in Kindertagesstätten kein Elternbeitrag der Personensorgeberechtig-
ten erhoben wird, bleiben von der Kita-Satzung unberührt. 

 
(2) Im letzten Kita-Jahr vor der Einschulung sind keine Elternbeiträge zu zahlen. 
 
(3)  Von Eltern, die für ihr Kind Hilfe nach den §§ 33, 34 SGB VIII erhalten, wird 

kein Elternbeitrag erhoben. 
 
(4) Keine Elternbeiträge sind zu zahlen, wenn die Kindeseltern 
 

-  Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II (Ar-
beitslosengeld II), 

 - Leistungen nach dem 3. und 4. Kapitel des SGB XII (Sozialhilfe), 
 - Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz,  

- einen Kinderzuschlag zum Kindergeld gem. § 6a Bundeskindergeldge-
setz, 

- Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz erhalten.  
und 
- wenn das anrechnungsfähige Netto-Haushaltseinkommen der im 

Haushalt des Kindes lebenden Eltern jährlich nicht mehr als € 
20.000,00 beträgt (Geringverdienende). 

 
(5)  Nach § 90 Abs. 4 SGB VIII wird in anderen Fällen auf Antrag der Elternbeitrag 

vom örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe übernommen, wenn die Be-
lastung den Eltern und dem Kind nicht zuzumuten ist. 

 
(6) Um die Elternbeitragsbefreiung gemäß Absatz 4 feststellen zu können, sind 

die Personensorgeberechtigten verpflichtet, der Gemeinde Bestensee Aus-
kunft darüber zu geben, ob sie oder das Kind 

 
- Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten 

Buch Sozialgesetzbuch, 
- Leistungen nach dem dritten und vierten Kapitel des Zwölften Buches 

Sozialgesetzbuch, 
- Leistungen nach den §§ 2 und 3 des Asylbewerberleistungsgesetzes, 
- einen Kinderzuschlag gemäß § 6a des Bundeskindergeldgesetzes, 
- Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz erhalten oder 
- Geringverdienende im Sinne des § 2 Abs. 1 S. 3 KitaBBV sind. 
 

(7)  Die Personensorgeberechtigten legen der Gemeinde Bestensee für die Prü-
fung nach Absatz 6 entsprechende Nachweise vor, aus denen sich eine Un-
zumutbarkeit gemäß Absatz 4 ergibt. Der Nachweis kann insbesondere durch 
die Vorlage folgender Dokumente erbracht werden: 
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- Leistungsbescheid über den Empfang einer der in § 90 Absatz 4 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch genannten Leistungen, 

- Lohnsteuerbescheinigung, 
- Verdienstbescheinigung, 
- Steuerbescheid. 

 
(8) Nach Vorlage eines Nachweises gemäß Absatz 7 tritt die Beitragsbefreiung 

ein. Haben die Voraussetzungen der Beitragsbefreiung bereits vor der Nach-
weiserbringung vorgelegen, besteht für die Personensorgeberechtigten die 
Möglichkeit der Antragstellung nach § 90 Abs. 4 SGB VIII bei dem Landkreis 
Dahme-Spreewald als örtlich zuständigem Jugendhilfeträger. Die Gemeinde 
Bestensee hat die Personensorgeberechtigen auf diese Antragstellung hinzu-
weisen. Eine Erstattung der Elternbeiträge durch die Gemeinde Bestensee 
findet in diesen Fällen nicht statt. 

 
(9) Wenn der Nachweis, dass die Voraussetzungen für eine Elternbeitragsbefrei-

ung auch weiterhin vorliegen, nicht rechtzeitig bis zu dem in Absatz 6 genann-
ten Zeitpunkt beigebracht wird, wird abweichend von § 9 Abs. 4 dieser Sat-
zung ein Elternbeitrag nach der ersten Einkommensstufe festgesetzt. Absatz 8 
bleibt hiervon unberührt. 

 
 
 

§ 7 Maßstab für den Elternbeitrag 
 
 
(1) Elternbeiträge bemessen sich nach  
 
 -  dem anrechenbaren Einkommen der Eltern, 
 - der Zahl der unterhaltsberechtigten Kinder und 
 - dem vereinbarten Betreuungsumfang. 
 
(2)  Als unterhaltsberechtigte Kinder werden alle Kinder berücksichtigt, für die die 

Personensorgeberechtigten Kindergeld beziehen oder für die ein Kinderfreibe-
trag nach dem EStG in Anspruch genommen wird oder für die ein gesetzlicher 
Unterhalt geleistet wird, auch wenn sie nicht im gemeinsamen Haushalt leben.  

 
(3) Bestandteil der Elternbeitragssatzung sind die als Anlage beigefügten Eltern-

beitragstabellen für den Krippen-, Kita- und den Hortbereich, die nach den im 
vorstehenden Absatz benannten Kriterien gestaffelt sind. 

 
(4) Der Elternbeitrag vermindert sich, ausgehend von der Elternbeitragstabelle für 

ein Kind (Anlage), bei jedem weiteren unterhaltsberechtigten Kindes für jedes 

betreute Kind um 10/20 %. Ein Beitrag wird ab sechs unterhaltsberechtigen 

Kindern nicht erhoben. 
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Prozentuale Reduzierung 

Zahl der  

unterhaltsberechtigten Kinder 
Beitragszahlung je betreutem Kind 

1 100 % 

2 90/80 % 

3 80/60 % 

4 70/40 % 

5 60/20 % 

6 Beitragsfreiheit 

 
Die Beträge werden auf volle Euro auf- oder abgerundet. 
 

 
(5) Entsprechend des täglichen Betreuungsumfangs ergibt sich folgende prozen-

tuale Staffelung des Elternbeitrags: 
 
 

Krippe und Kindergarten  

Betreuungszeit pro Tag/pro Woche Beitragssatz 

Bis zu 4 h/bis 20 h 70 % 

bis zu 6 h/bis 30 h 80 % 

bis zu 8 h/bis 40 h 90 % 

bis zu 10 h und mehr/bis 50 h und mehr 100 % 

 

Hort  

Betreuungszeit pro Tag/pro Woche Beitragssatz 

Bis zu 2 h/bis zu 10 h 60 % 

bis zu 3 h/bis zu 15 h 70 % 

bis zu 4 h/bis zu 20 h 80 % 

bis zu 5 h/bis zu 25 h 90 % 

bis zu 6 h/bis zu 30 h 100 % 

 
Die Beträge werden auf volle Euro auf- oder abgerundet. 

 
 
(6) Für die Zeit der Schulferien und an schulfreien Tagen kann eine verlängerte 

Hort-Betreuungszeit vereinbart werden. Für die Zeit der Schulferien und an 
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schulfreien Tagen kann in begründeten Fällen eine verlängerte Hort-
Betreuungszeit vereinbart werden. Hierfür sind von den Personensorgebe-
rechtigten bzw. Eltern ein formloser Antrag sowie aktuelle Arbeitgeberbe-
scheinigungen bei der Hortleitung bis 4 Wochen vor den jeweiligen Ferien zur 
Prüfung einzureichen. Gesonderte Gebühren für den Mehrbedarf fallen nicht 
an. 

 
(7) Wird die vereinbarte Betreuungszeit erheblich oder wiederholt überschritten 

und muss deshalb die Öffnungszeit der Kindertagesstätte verlängert werden, 
wird von den Elternbeitragspflichtigen ein Beitrag in Höhe von € 25,00 je ange-
fangener Stunde erhoben. Wird die vereinbarte Betreuungszeit innerhalb der 
Öffnungszeit erheblich oder wiederholt überschritten, wird von den Elternbei-
tragspflichtigen je angefangene Stunde ein zusätzlicher Beitrag von € 10,00 
erhoben.  

 
 

 

§ 8 Bemessungsgrundlage für die Festsetzung des Elternbeitrags 

 
 
(1) Maßgeblich ist das aktuelle Einkommen der Eltern im laufenden Kalenderjahr.  
 
(2) Berücksichtigungsfähig ist nur das tatsächlich verfügbare Jahres-

Haushaltsnettoeinkommen der- oder desjenigen Elternteils, der oder die in ei-
nem gemeinsamen Haushalt mit dem Kind lebt oder leben.  

 
(3) Einkommen ist die Summe der regelmäßigen und einmaligen positiven Ein-

künfte  entsprechend §§ 82 Abs. 1 und 2 sowie 83 und 84 SGB XII. Ein Aus-
gleich mit Verlusten aus anderen Einkunftsarten und mit Verlusten des zu-
sammen veranlagten Ehegatten ist nicht zulässig.   

 
(4) Im Regelfall sind zum Einkommen alle Einkünfte in Geld oder Geldeswert zu 

rechnen, unabhängig davon, ob sie steuerpflichtig oder steuerfrei sind, die die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit erhöhen, einschließlich öffentlicher Leistun-
gen für die Beitragspflichtigen, so z.B.: 

 
- Renten, Unterhaltsleistungen an die Elternbeitragspflichtigen ein-

schließlich Kindesunterhalt für das betreute Kind, 
- Elterngeld gem. § 10 BEEG (ab einer Höhe von € 300,00 pro Kind und 

Monat, bei Elterngeld Plus ab einer Höhe von € 150,00 pro Kind und 
Monat oder bei Mehrlingsgeburten ab dem nach der Zahl der gebore-
nen Kinder vervielfachten Betrag), 

- Erwerbsminderungs-, Erwerbsunfähigkeit- und Waisenrenten, 
- Einnahmen nach dem SGB III, z.B. Überbrückungsgeld, Arbeitslosen-

geld, Unterhaltsgeld, Kurzarbeitergeld, Wintergeld, Winterausfallgeld,  
- sonstige Leistungen nach den Sozialgesetzen, z.B. Kranken-, Mutter-

schafts-, Übergangs-, Verletztengeld und Leistungen nach dem Wehr-
gesetz, Unterhaltsvorschuss, 



 
 

9 
 

- wegen Geringfügigkeit vom Arbeitgeber pauschal versteuerte Einkom-
men.  

 
(5) Ausgenommen davon und nicht als Einkommen zu rechnen sind: 
 

- Kindergeld, 
- Kindeseinkommen, 
- Leistungen nach dem SGB XII, 
- Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz und nach den Geset-

zen, die eine entsprechende Anwendung des Bundesversorgungsge-
setzes vorsehen,  

- Renten oder Beihilfen nach dem Bundesentschädigungsgesetz für 
Schäden an Leben sowie an Körper oder Gesundheit bis zur Höhe der 
vergleichbaren Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz,  

- Einkünfte aus Rückerstattungen, die auf Vorauszahlungen beruhen, die 
Leistungsberechtigte aus dem Regelsatz gemäß dem zwölften Buch 
Sozialgesetzbuch erbracht haben,  

- Pflegegeld, 
- Bildungskredite, Bafög-Leistungen, Ausbildungsgeld nach § 122 SGB 

VIII,  
- Eigenheimzulage nach dem Eigenheimzulagegesetz und Baukindergeld 

des Bundes, 
- Einnahmen, die nach § 3 Nr. 12, 26, 26a oder Nr. 26b EStG steuerfrei 

sind bis zu monatlich € 200,00. 
 
(6) Für das zu berücksichtigende Netto-Einkommen sind von dem gemäß Absatz 

4 und 5 ermittelten Einkommen abzusetzen: 
 

- auf das Einkommen entrichtete Steuern und der Solidaritätszuschlag, 
- Pflichtbeiträge zu Sozialversicherungen einschließlich der Beiträge zur 

Arbeitsförderung, 
- Beiträge zu öffentlichen oder privaten Versicherungen oder ähnlichen 

Einrichtungen, soweit diese Beiträge gesetzlich vorgeschrieben oder 
nach Grund und Höhe angemessen sind, sowie geförderte Altersvor-
sorgebeiträge nach § 82 EStG, soweit sie den Mindesteigenbeitrag 
nach § 86 EStG nicht überschreiten. 

 
(7) Gesetzliche Unterhaltsverpflichtungen werden auf Nachweis einkommensmin-

dernd berücksichtigt, wobei die Unterhaltsverpflichtung gegenüber nicht im 
Haushalt lebenden Kindern bereits im Rahmen der Regelung nach § 7 Abs. 4 
dieser Elternbeitragssatzung Berücksichtigung findet (Staffelung der Elternbei-
träge nach der Zahl der unterhaltsberechtigten Kinder einer Familie).    

 
(8) Bei abhängig Beschäftigten wird der Pauschbetrag für Werbungskosten nach 

dem Einkommensteuergesetz in Abzug gebracht. Höhere Werbungskosten 
werden abgezogen, wenn sie durch einen Steuerbescheid festgestellt sind. 
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§ 9 Nachweis des maßgeblichen Einkommens 
 
 

(1) Die Elternbeitragspflichtigen sind zur Mitwirkung verpflichtet. Sie haben die 
zum Zwecke der Einkommensermittlung erforderlichen Angaben zu machen 
und durch Vorlage entsprechender Unterlagen nachzuweisen, insbesondere 
durch aktuelle Entgeltnachweise, Einkommenssteuerbescheide, Bewilligungs- 
oder Vorauszahlungsbescheide.  

 
(2) Die Elternbeitragspflichtigen sind verpflichtet, bei Abschluss des Betreuungs-

vertrages zur Aufnahme des Kindes und danach bei Änderungen der familiä-
ren oder wirtschaftlichen Situation, die zu einer Beitragsänderung führen, der 
Gemeinde Bestensee Auskunft über ihre Einkommensverhältnisse zu geben 
und auf Verlangen durch Vorlage entsprechender Belege nachzuweisen. Der 
Auskunftspflicht und der Pflicht zur Vorlage von Belegen ist Genüge getan, so-
fern aus den Angaben glaubhaft die Einstufung zu einer bestimmten Einkom-
mensgruppe hervorgeht. Bei der Einordnung in die höchste Einkommensstufe 
ist eine Glaubhaftmachung nicht erforderlich.  

 
(3) Einkünfte aus selbstständiger Tätigkeit sind dem Einkommensteuerbescheid 

oder einer Gewinn- und Verlustrechnung zu entnehmen. Liegt noch kein ge-
eigneter Nachweis vor, ist von einer Einkommenselbsteinschätzung (Gewinn) 
auszugehen. Der Einkommensteuerbescheid ist nachzureichen. 

 
(4) Geeignete Nachweise sind insbesondere:  
 

- aktueller Gehaltsnachweis, monatliche Entgeltbescheinigungen,  
- Einkommensteuerbescheid sowie  
-  
- Leistungsbescheid über die Gewährung von Arbeitslosengeld oder ALG 

II (SGB II) oder Leistungen nach dem SGB XII.  
 
 
(5) Die Elternbeitragspflichtigen haben die Pflicht, alle Veränderungen der familiä-

ren und wirtschaftlichen Situation, wie z. B. Erwerbslosigkeit, Erwerbstätig-
keitsaufnahme, Elternzeit, Geburt eines Geschwisterkindes, Änderungen des 
Einkommens, die zu einer Beitragsänderung führen, unverzüglich nach Be-
kanntwerden mitzuteilen. 

 
(6) Werden vom bzw. von den Elternbeitragspflichtigen die entsprechenden Ein-

kommensnachweise nicht vorlegt, ist für das Kind bzw. die Kinder der jeweilige 
Höchstbeitrag zu zahlen.  

 
(7) Die Gemeindeverwaltung ist berechtigt, jederzeit eine Überprüfung des jewei-

ligen Einkommens vorzunehmen. Sofern sich hieraus eine Abweichung von 
dem bislang zugrunde gelegten Einkommen ergibt, ist die Gemeinde Besten-
see den Elternbeitragspflichtigen gegenüber zur Neufestsetzung berechtigt. 

 
(8) Auf Antrag der Elternbeitragspflichtigen und bei einer wesentlichen Verände-

rung der Einkommensverhältnisse erfolgt eine Neuberechnung des Elternbei-
trags. Von einer wesentlichen Änderung wird ausgegangen, wenn das verän-
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derte Einkommen der Elternbeitragspflichtigen eine andere Stufe des anzu-
rechnenden Einkommens als zur vorangegangenen Festsetzung bewirkt. Eine 
Minderung der Gebühren kann frühestens ab dem der Antragstellung durch 
die Personensorgeberechtigten nachfolgenden Monats erfolgen, insofern die 
Einkommenserklärung bis zum 10. des Monats in der Gemeindeverwaltung 
vorliegt. Eine Gebührenerhöhung wird ab dem Zeitpunkt des Vorliegens der 
Voraussetzungen für einen höheren Elternbeitrag wirksam (auch rückwirkend). 

 
(9) Vollzieht sich bei einem betreuten Kind im laufenden Monat ein Wechsel der 

Altersgruppe, der eine Veränderung der Elternbeiträge zur Folge hat, erfolgt 
eine Neuberechnung erst im Folgemonat. Bei nahtlosem Übergang vom Kin-
dergarten in die Grundschule erfolgt die Neuberechnung des Elternbeitrags für 
den Hort ab dem Monat, in welchem überwiegend bereits die Hortbetreuung 
stattfindet.  

 
 
 
 

§ 10 Zuschuss zum Mittagessen (Essengeld) 
 
 
(1)  Für die Versorgung des Kindes mit Mittagessen im Altersbereich bis zur Ein-

schulung ist ein Zuschuss in Höhe der durchschnittlich ersparten Eigenauf-
wendungen (Essengeld) zu entrichten. Der Zuschuss ist monatlich bis zum 10. 
des übernächsten Monats fällig. Das Essengeld beträgt € 1,75 pro Mahlzeit 
(durchschnittliche häusliche Ersparnis).  

 
(2)  Die Aufwendungen für Frühstück, Vesper und Getränke sind bereits in den 

Elternbeiträgen enthalten.  
 
(3) Eltern, die mit dem Kind in einer Bedarfsgemeinschaft leben, erhalten auf ei-

nen beim zuständigen Sozialhilfeträger zu stellenden Antrag nach § 28 SGB II 
bzw. § 34 SGB XII einen Zuschuss zum Essengeld. 

 
 
 

§ 11 Gastkinder 
 
 
 

Gastkinder sind Kinder, die keinen regulären Betreuungsvertrag mit der Ge-
meinde Bestensee haben und für die keine Zuschüsse von der zuständigen 
Kommune und dem zuständigen örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
gezahlt werden. Es handelt sich um eine zeitweilige Unterbringung von Kin-
dern in der Kindertagesstätte unter der Voraussetzung, dass Kapazitäten zur 
Betreuung in den Kindertagesstätten der Gemeinde Bestensee vorhanden 
sind. Grundsätzlich richten sich die Elternbeiträge nach dieser Kita-Satzung. 
Essengeld ist in Höhe von € 1,75 pro Tag zu zahlen. Werden die für die Be-
stimmung des Elternbeitrages erforderlichen Einkommensnachweise nicht vor 
Aufnahme des Kindes vorgelegt, sind pro Monat pauschal € 70/79 zu entrich-
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ten. Dieser Monatssatz wurde auf der Grundlage eines mittleren Einkommens 
bei Zugrungelegung von durchschnittlich 21 Werktagen ermittelt (Einkom-
mensstufe bis 44.000 €, s. Anlagen 1-3).  

 
 
 

§ 12 Kündigung des Betreuungsverhältnisses 
 
 

Die Kündigung des Betreuungsverhältnisses richtet sich nach den Regelungen 
im Betreuungsvertrag. 

 
 
 

§ 13 Auskunftspflicht und Datenschutz 
 
 
(1)  Zur Berechnung der Kostenbeiträge werden die Namen, Anschriften, Geburts-

daten, die Aufnahme- und Anmeldedaten der Kinder sowie entsprechende Da-
ten der personensorgeberechtigten Elternteile oder des personensorgeberech-
tigten Elternteils, bei dem das Kind lebt, erhoben. 

 
(2)  Die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Gemeinde Bestensee ist 

zulässig, soweit diese zur Erfüllung der Aufgaben zur Festsetzung und Erhe-
bung der Elternbeiträge erforderlich ist. Die Daten sind zu löschen, sobald sie 
dafür nicht mehr erforderlich sind. 

 
(3)  Rechtsgrundlage für den Umgang mit den erhobenen Daten ist das Zweite Ka-

pitel des SGB X (Schutz der Sozialdaten) sowie die EU-
Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) und die damit im Zusammenhang ste-
henden Gesetze und Verordnungen. 

 
(4) Im Betreuungsvertrag werden die Personensorgeberechtigten über ihre Be-

troffenenrechte nach der DSGVO informiert.  
 
 
 

§ 14 Inkrafttreten 
 
 
(1)  Diese Elternbeitragssatzung tritt am 01.08.2021 in Kraft. Die Kita-Satzung der 

Gemeinde Bestensee vom 16.12.2010 tritt außer Kraft. 
 
(2)  Die dieser Kita-Satzung beigefügten Anlagen sind Bestandteil dieser Satzung. 
 

Anlage 1 -  
Anlage 2 -  
Anlage 3 –  

 
Ort, Datum 


